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MUunNs der öffentlichen Meinung durch die versciuiedenen schlossenes Europa müfßte notwendig den auf natıona-
ler Ebene überwundenen Partikularismen un: ZUr Benach-Bewegungen und Organe, die direkt Autbau Europas

interessiert sınd, un: VOrL allem ine entsprechende Aus- teiligung der übriıgen Völker der Welt führen.
richtung des Unterrichts auf allen Schulstufen. Europa raucht innere Strukturen un äaußere Grenzen,
Als 7zweıtes ordert die Soziale Woche die Schaffung eines aber diese Grenzen mussen flexibel bleiben.“

Das LEuropa der Gegenwart 1St VO  — einem geistig-welt-ausgeglichenen Relationsverhältnisses zwıschen den e1IN-
zelnen Faktoren, die beim Autbau Europas berück- anschaulichen Pluralismus gekennzeichnet. „Um sıch celbst
sichtigen sind. „Die Sozijale Woche anerkennt die Bedeu- Lreu bleiben, darf be] der gegenwärtigen Kage der
LuNng der Wirtschaft un der Politik 1m Autfbau Europas Dınge iıcht das Monopol einer einzıgen geistigen ıch-
ber notwendig die wirtschaftlichen un politischen tung werden. Es annn LLUT: das Europa aller geistigen
Institutionen sınd, genugen s1e doch ıcht für die Schaft- Strömungen se1n, die zusammenarbeıten un zugleich in
fung einer europäischen Gemeijnschaft. Damıt diese den (gegenseıtiger) pannung leben Die Betonung dieser Not-

wendigkeit entspringt keinem liberalistischen Indifteren-Erfordernissen des SaNzZCH Menschen entsprechen,; mussen
s1e 1n das Gesamtgefüge eingeordnet werden, das auf den t1smus, sondern eiınem gesunden Pluralismus, Ww1e übri-
Grundwerten der Kultur un des Geilstes aufruht . SECNS in Mater et magıstra gelobt wird.“
Die EKuropaer mussen sıch des Wesens der europäischen Dıe Entschließung bekräftigt die Exıistenz eines spezifisch
Kultur un „der VWerte, die S1e auszeichnen“, bewußt europäischen Gemeinwohls. Be1 dessen Verwirklichung

mu{fß aber das Gemeinwohl der einzelnen Länder gebüh-werden, eın Bewußltwerden, das zugleich einer Erneue-
rung führen oll „Europa mu{l nach seinen eigenen Wer- rend berücksichtigt werden. Zugleich mu{fß Furopa als inte-
CN suchen, besonders nach den Werten VO  3 uniıversaler grierender Bestandteil der Weltgemeinschaft angesehen
Bedeutung, weıl] S1e ine geistige Bereicherung für die (ge- werden, 1n die hineinverwoben ISt Dıie Souveränıtäts-
samte) Menschheit bedeuten. Europa mu{fß 1ber auch 1im rechte mussen 1m Rahmen dieser ergänzenden Hıltelei-

gesehen werden. „Ohne den politischen Modalı-Rahmen der wechselseitigen Beziehungen 7wischen den
Kulturen, denen die fortschreitende gesellschaftlıche taten der Organısatıon Europas Stellung nehmen .<

sieht die Soziale Woche die Verwirklichung Europas mMItVerflechtung verpflichtet, die Werte sichtbar machen, die
VO außen kommen, ihnen Stellung nehmen un: S1C einer bestimmten Konzeption der Staatssouveräniıtät
assımılieren. für unvereinbar Angesichts der Welt VO heute

sind die Staaten Europas ıcht NUur einer vertraglichen,„Wnter diesen Voraussetzungen erscheint die europäische
Kultur zugleıich als gestaltete w1e als gestaltende, — sondern auch institutionellen Begrenzung iıhrer Souveräni-

tat verpflichtet. „Ebenso scheint notwendig, die Nationgleich als Wılle ZUuU gemeinsamen Leben un als Fort-
SETZUNgG einer (gemeınsamen) Vergangenheıt.“ Die oz1ıale als historische, kulturelle un politische Realität [0)29!

Woche drückt die Überzeugung Aaus, daß e1in verstande- Staat un noch mehr VO Regımen oder Regierungen
unterscheiden. Es versteht sıch VO  3 selbst,; daß solche Be-Lier europäischer Humanısmus ohne Christentum nıcht

denkbar sel. Zugleich aber betont die Entschliefßung, daß schränkungen der Souveränıiıtät 1n Etappen VOor sıch gehen
das Christentum selbst eın bestimmtes kulturelles Ge- mussen. Die Soziale Woche strebt nach einem Verständnis
wand gebunden sel1. Furopas, das ıhrem Thema entspricht: nach einem Europa
Zur Mıssion Europas gegenüber der übrigen Welt heißt der Personen un Völker, eiınem Europa nıcht NUr für die

Personen, die ihre Rechte gegenselt1g achten, sondern nachC5* „Sıe besteht darın, iıne Konzeption VO Menschen
verwirklichen, die sıch VO Primat der Kultur un des einem Europa durch die Personen, das auf der aktıven

7 usammenarbeit aller beruht.“Geıistes leiten aßt.“ 7Zu dieser Mıssıon gehört auch, da{fß
Z wirtschaftlichen Ausgleich zwiıschen wirtschaftlich Als Beitrag ZUuUr Verwirklichung eınes Europa der Perso-

Tortgeschrittenen un Entwicklungsländern nach Ma{(ßS- MEn un Völker $alßt die Resolution einıge praktische un
unmittelbar realisierbare 7Z;ele 1Ns Auge die famıliale,vabe seiner Kräfte beiträgt. Selbstredend muß dieser Aus-

gleich auch ınnerhalb der verschiedenen europäischen Ge= soziale un kulturelle Hilfe für die ausländischen (zASsft=-
arbeıter, die Intensivierung der Beziehungen zwischenbiete selbst yeschaffen werden.

Zum Phänomen der Wanderarbeıiter, das 1in einem e1ge- den Völkern (besonders der Jugend) durch den
nien Arbeıitskreis, wenn auch ausschließlich tranzö- europäischen Tourısmus, die Aufschließung der öffentli-
sischen Perspektiven, behandelt wurde, heißt 1ın der chen Meınung durch Verbände un Presse, die Formung
Entschließung: „Eıne europäische Gemeinschaft muß eın VO  ; Fachleuten für die Angleichung der europäischen

Wirtschaftsräume, europäische Ausrichtung der schulischenEuropa se1nN, das die Wanderarbeıiter ıcht auf eınen In-
terioritätsstatus herabwürdigt, sondern ihnen hilft, den un außerschulischen Erziehung und die Errichtung VO

rechten Platz 1n Wirtschaft un: Gesellschaft finden.“ Patenschaften zwıschen europäischen Stiädten.
Und weıter: „Nıchts waäare schädlicher als die Schaffung
von benachteiligten Schichten oder Gebieten in Luropa Dıie verfassungsrechtliche Stellung derIn diese Gefahr geräat INa  m aber der Vorteile für WIrt-
schaftliche Unternehmungen, WE 114  - sich nıcht ständig Kirchen und Religionsgemeinschatten in der
und sorgfältig davor iın acht nımmt.“ Im Verhältnis Bundesrepublik Deutschland
den außereuropäiischen Ländern wırd eın Europa der ot-
tenen rTenzen gyewünscht. „Die europäische Gemeinschaft Die wissenschaftliche Diskussion ; über die verfassungs-
darf eın auf sich cselbst beschränktes un sıch als Selbst- rechtliche Stellung der relig1ösen Gemeinschaften, ament-

zweck verstehendes Luropa seıin. Ebenso w1e die Volks- ıch der cQhristlichen Kirchen, 1n der Bundesrepublik 1St,
SOWeIlt die Prinzıpien betrifit, einer (0)8% seltenengemeıinschaft stellt kuropa eın etztes 7iel dar Es iSst eın

Miıttel und eıne LEtappe sowohl für die Europaer, Ve1 - commun1s Op1n10 gelangt. Dıie fortbestehenden Meınungs-
standen als einzelne Personen, w1e für die Weltgemeın- verschiedenheiten haben die Begründung un: die Folge-
schaft, nach der diese trachten mmnussen. Eın in sıch VeEI-»- rungen AaUu> diesen Prinzıpien ZU Gegenstand.
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Dıie Diskussion begann mMIt Smends Aufsatz „Staat Kırchenverträge ın Bayern, Preui3en un Baden geschehen
un Kirche nach dem 1n der neubegründeten „Zeıt- W  - Völlig ausgeschlossen 1St jedoch ine die Kirchen
schrıft für evangelisches Kiırchenrecht“ Jhg 11959 ] betreftfende Bundesgesetzgebung 1NSOWeIlt nıcht, als S1E mıt

4), die „ Vereinigung deutscher Staatsrechtslehrer“ oriff aterıen zusammenhängt, die iın die Bundeskompetenz
das 'Thema auf ihrer Marburger Tagung (1952) mıiıt efe- fallen, dem Zeugnisverweigerungsrecht der Geist-

VO  S Weber un DPeters auf, der Abschluß lichen 1mM Prozeßrecht. Auch au dem Reichskonkordat
des Loccumer Kıirchenvertrags (1955) des Landes Nıeder- un Vertragen mMI1It der EKı1ıD (Wehrmachtsseelsorge)
sachsen mi1t den evangelischen Landeskirchen, Muster tür stehen dem Bunde noch heute Rechte un Pflichten B
ÜAhnliche Verträge iın Schleswig-Holstein un: Hessen, be- obschon die meısten Verpflichtungen Aaus dem Reichskon-
stätıgte die Deduktionen der Wıssenschaft durch posıtıve kordat heute 1Ur VOonNn den Ländern ertüllt werden kön-
Satzung un gab se1inerseılts Smend, Scheuner,
Thieme un anderen Gelegenheit, ıhre Untersuchungen Anerkennung wvorstaatlicher Grundrechte
weıterzuführen un zu:- vertiefen. Smends Schüler
Hesse leistete MIt einer Habilitationsschrif „Der Rechts- Wıchtiger als die Verschiebung 1mM töderalistischen Aut-

bau des Staates 1St aber der Umstand, daß das mıiıtschutz durch staatliche Gerichte 1mM kirchlichen Bereich“ der Anerkennung vorstaatlicher Grundrechte dem Gedan-
(Göttingen einen weıteren wesentlichen Beitrag, ken, echt se1 NUTI, W 4S die „Staatsgewalt“ befehle, völligund nıcht zuletzt hat die Rechtsprechung des Bundes- absagt. Paralle]l dazu äuft eın theologisch motivıertes,gerichtshofes (vor allem 1n den Erkenntnissen BGHZ 12 bisher unbekanntes Selbständigkeitsbewußtsein der EVaN-
321 un: ZZ 383) un: vieler Oberverwaltungsgerichte sich gelischen, auch der lutherischen Landeskirchen gegenüberden Ergebnissen der wıssenschaftlichen Diskussion 1mM dem Staat, dem gegenüber S1e einen als Dienst der
wesentlichen angeschlossen. Von katholischen Gelehrten Oftentlichkeit gemeınten „Offentlichkeitsanspruch“ mıthaben ihr, neben dem bereits SENANNTEN Peters, VOr Erfolg geltend machen.
allem Miıkat, Rıdder d MIt oft zıtlerten Be1i- In der Weimarer eıit WAar Ebers („Staat un Kirche
tragen ZU Staatslexikon der Görres-Gesellschaft teil- 1m uen Deutschland“, miıt seiner Auffassung, die
p  MMenNn; die echts- un Staatswissenschaftliche Sek- WRV habe das System der Staatskirchenhoheit beseitigt,t10Nn der Görres-Gesellschaft hat auf den Generalversamm- keineswegs allgemein durchgedrungen. Anderseits
lungen in Salzburg (W959) eın Refterat Friesenhahns die Art. 136 der WRV auch nıcht 1im Sınne einer völligen„Kırche un Staat nach dem GG“ un in Essen (1960) „Irennung VO Staat un: Kirche“ auszulegen. Der viele

Kafkas „Der Öffentlichkeitsanspruch der Kırchen Unklarheiten enthaltende politische Kompromi(ß spiegeltenach dem MIt eiınem auf den Generalversammlungen sıch in wıssenschaftlichen Verlegenheitslösungen WwW1e
on nıcht eben häufigen Temperament diskutiert. Beide Stutz’? Formel VO  ; der „hinkenden Trennung“ getreulichReferate harren leider noch der Drucklegung urz- wider. urch die Länderkonkordate und Kirchenverträgeerichte VO  a Reıs 1n „Juristenzeitung“ JZ] 1959, der Weıilmarer eit Bayern, Preußen, Baden), der auch
260, un 1961, 332) Schließlich hat P. Mikat MIt seiner das Reichskonkordat 1933 noch zuzurechnen 1St, WAar
Abhandlung „Kırchen un: Religionsgemeinschaften“ 1in ZWAar die Unklarheit schrittweise 1im Sınne einer Auftfas-
dem VO  3 Bettermann, Nıpperdey un! SuNs der Koordination VO  e} Kirche un Staat beseitigtScheuner herausgegebenen Sammelwerk „Die Grund- worden, ohne da{ß die herrschende Lehre, insbesondere
rechte“, Handbuch der Theorie un Praxıs der Grund- auch in der evangelischen Theologie, daraus bereits die
rechte I Halbbd (Berlin 1960, i 171 S einen VOI- notwendigen Folgerungen SCZORCN hätte. Heute aber
läufigen Schlußstrich SEZOBECN. Sıe annn zugleich als Er- haben sich 1mM Ergebnis „die Standpunkte der Kirchen
sSatız für eın immer och tehlendes modernes Lehrbuch des einander genähert, daß S1e dem Staat: der seinerseıts
Staatskirchenrechts gelten. Ihr wesentlicher Inhalt soll ‚ekklesiologisch notwendıg farbenblind‘ 1St Barıon),
j1er kurz ZUr Skizzierung der Entwicklung des Staats- MI1t eınem einheitlichen Leitbild des Verhältnisses VOIN
kirchenrechts se1it 1945 wiedergegeben werden. (Im glei- Kıirche un Staat gegenüberstehen“ Diese Koordi-
chen Bande der „Grundrechte“ wird der Leser auch eıinen natıon bedeutet eın beziehungsloses Nebeneinander, INa  —

ausgezeichneten Beıtrag VO DPeters: „Elternrecht, Er- könnte vielleicht besten mıiıt Rıdder als „System
zıiehung, Bıldung un Schule“ finden, auf den aber 1n der positıven Trennung VO  3 Staat un Kirche“ enn-
diesem Zusammenhang nıcht eingegangen werden kann.) zeichnen, damit ‚eınmal die organısatorische Entflech-
Bekanntlich hat sıch der Parlamentarische Rat nıcht 27ZU Lung der beiden Gemeinschaften, andrerseits die freund-
entschließen können, eın den Erfahrungen des Kirchen- schaftliche Verbundenheit anzudeuten“
kampfes VO  ; 3419 entsprechendes Leitbild

Was ıSE Kıirche als Körperschafl öffentlichen Rechts ®der Rechtsbeziehungen VO Kirche und Staat testzulegen,
sondern nAat 11Ur durch Art 140 die Art 136—139, Solche Formeln wollen natürlıch nıcht über die Schwier1g-141 der Weıimarer Reichsverfassung „als Bestand- keiten hinwegtäuschen, die durch die mehr der -Situation
teil] dieses GG(( rezıplert. Gleichwohl 1St iıne Änderung VO 1848 als der des Jahres 1949 entsprechende ezZ1-
des Staatskirchenrechts schon dadurch eingetreten, daß die pıerte Textierung der WRV entstehen mußten. So spricht
Zuständigkeit VONn Bund un: Gliedstaaten sıch ZUgUNStiEN die VO „Kırchen“ NUrT, WECNN VO Verbot eıner
der Länder verschoben hat. Die Gesetzgebungskompetenz „Staatskirche“ oder eines Zwangs ZUE eilnahme
der Länder auf staatskirchenrechtlichem Gebiet 1St. 11U11- „kirchlichen Handlungen oder Feierlichkeiten“ die ede
mehr ıne ausschließliche, S1e mu{fß sıch freilich die Mını1- ISt, während (0) 98 der neutrale, Aaus der „Aufklärung“
malordnung der Art 137 WRV, 140 halten. Dıie stammende Ausdruck „Religionsgesellschaften“ verwendet
Länder können die Kirchen günstıger stellen, sıch aber wird. Die Länderverfassungen sprechen dagegenanderseits auch VO  e den Kirchen über die ZENANNTEN Be- VO „Religionsgemeinschaften“, häufig VO  - „Kiırchen un
stımmungen hinausgehende Rechte zusıchern lassen, w 1€e Religionsgemeinschaften“, denen, WwW1e 1ın der WRV, die
dies schon der WRWV durch Konkordate un: VO  S keiner relig1ösen Grundlage ausgehenden „Welt-
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anschauungsgemeinschaften“ gegenüberstehen. Es besteht wollte. Diese Auffassung Heckels hat sıch für den Bereich
also nıcht NUr eın 7zweiftfacher Stufenbau: Religions- un des weitgehend durchgesetzt, s1e 1St indessen; w1e
Weltanschauungsgemeinschaften des privaten un solche Mıkat (178 f hervorhebt, einerseıts wWweEIt un ander-
des öffentlichen Rechts, sondern über den Zzweıten erhebt se1its CN Eıingrifte ın das ogma sind ımmer uUuNzZzUu-

sıch noch die dritte Stute der „Kirchen“, da{fß „die Jässıg, anderseits Z 11a  a VO  3 straßenpolizeilichen Vor- 4

Rechts- und Schutzbestimmungen der Verfassungen schriften (Prozessionen!) aum SagcCNh, S1eCe sejen 1im Sınne
gleichen Wortlauts für die einzelnen Gruppen 1ne durch- Heckels „unentbehrlich“. Richtigerweise wırd IN  a

AaUusS unterschiedliche Tragweıte haben können“, die „bei unterscheiden haben „zwiıschen solchen kirchlichen atıg-
der Auslegung berücksichtigen 1St  D Waren VOILI keiten, die eın religıösen oder innerkirchlichen Charakter
der WRV NUrLr die Kiırchen „Körperschaften des öftent- Lragen, un solchen, die auch Rechtswirkungen 1mM Aat-
lichen Rechts“ SCWESCH, hatte die die Verleihung lichen Rechtsbereich entfalten. Nur 1M letzteren Fall
dieses Status auch anderen Religionsgesellschaften (und unterliegen die Kirchen dem allgemeınen staatliıchen @7
den Weltanschauungsgemeinschaften) ermöglıcht, mi1ıt der SETZ, 1nsoweıt staatliche Angelegenheit Ist, das 1in rage

stehende Rechtsgebiet für den staatlichen Bereich —wichtigsten Folge, dem Besteuerungsrecht. Gegenüber der
Weimarer eit esteht 1ber heute Einmütigkeit darüber, geln Die wichtigste in diesem Zusammenhang auf-
daß auch die Religions- un: Weltanschauungsgemeın- tretende rage 1St natürlıch, ob die dem Vorbehalt
schaften des öffentlichen Rechts nıcht öffentliche KöÖrper- des „für alle geltenden Gesetzes“ stehende Selbstbestim-
schatten 1m CNSCTICN Sınne, nämlich Personenverbände IMung iıhrem Gegenstande nach eiınen vorausgesetzten oder
sind, die staatliche Aufgaben mıt staatlichen Miıtteln durch Vereinbarung hergestellten bzw herzustellenden
Nier staatliıcher Autsıicht wahrnehmen. Der Status als Konsens zwıschen Kırchen un Staat oder aber ıne e1in-
öftentlichrechtliche Körperschaft ertafßt „weder das We- seıtige staatlıche Satzung ZU Rechtsgrunde hat; hier
sCenn der Kirche noch ıhr Grundverhältnis ZU Staate  CC zeıgt sich, daß INa  — auch, W1e Friesenhahn, VO

Scheuner), bedeutet SIn ersSter Linıe die Aufgeschlossen- einer 1im echt des Staates begründeten Koordination VO  3

heit des Staates gegenüber dem Wirken der Kırche“ Kırche un Staat ausgehen kann, ıcht 1Ur VO  ; einer
Er bedeutet ‚ ne Gleichstellung 1n den Rechten miıt der logisch höheren Stutfe der Rechtssetzung, die der Staat
Körperschaft des öftentlichen Rechts 1M Bereich der Aat- bereits vorfindet. Die rage lautet also, obhb tür den
lıchen Verwaltung, „Jedoch ohne deren Pflichten, die sıch Staat NUur eın Staatskirchenrecht oder auch 00 höheres
Aaus dem Unterwerfungsverhältnis Z S5taate ergeben“ Staat-Kırchen-Recht z1bt

Diesen öftentlichen Status, aber L1LUL ihn, teilen die Sicher gehört den „eigenen Angelegenheiten“ der eli-
öftentlichrechtlichen Religions- un Weltanschauungs- g10onsgemeinschaften: Lehre un: Kultus, Verfassung un
gemeıinschaften mi1t den Kirchen. Sıe haben ıhre Hoheits- Organısatıon, die Regelung der Rechte un Pflichten der
rechte LLUTr kraft staatlicher Verleihung, nıcht wW1€e die Mitglieder, die Carıtas, die Erziehung un Ausbildung
Kırchen als Trager eıner VO Staat durch den Abschluß der Geıistlichen, die Rechte un Pflichten der Amtsträger
VO Konkordaten un Kirchenverträgen anerkannten und die Vermögensverwaltung. Gerade auf diesem letz-
orıgınären Herrschaft. Nur die Kırchen sind dem Staat ten Gebiet bestehen in den einzelnen Ländern noch MIt
koordiniert. ine schematische Parıtät zwischen ıhnen un der heutigen Verfassungslage unvereinbare, ein Mıtwıiır-
den übrıgen unzählıgen kleinen Religions- un Welt- kungs- un Genehmigungsrecht staatlicher Behörden VOTL-

anschauungsgeme1inschaften ware weder aktisch noch sehende Bestimmungen, wobei allerdings über die Ort-
rechtlich der Bedeutung der Kirchen für die Oftentlichkeit geltung dieser Rechte des Staates eın Konsens 7zwischen
un: ıhrem Wesen gemäaß. Wıe weılt ıne ZEW1SSE Staats- Kirche un Staat bestehen annn Die größten
autsicht über die öffentlichrechtlichen Religionsgemeın- Schwierigkeiten ergeben sıch aber nıcht hier, sondern be1
schaften kraft Verleihung zulässıg se1ın, ob un: un der Frage, 1InNWIeWwelt kirchliche Maßnahmen VO  - AL-
welchen Voraussetzungen ıhnen der verliehene Status lichen Gerichten überprüft werden können. Müssen Kla-
wıeder werden könnte, 1St eiıne oftene rage gCnh VOTL staatlichen Gerichten, ın denen die Rechtswidrig-
Sıcher 1St indessen, da{fß der Begriff der staatlichen eıt diszıplınärer Maßnahmen (z Amtsenthebung)
Kırchenhoheit ebensosehr der Vergangenheit angehört einen Geistlichen behauptet wird, als unzulässıg
WwIıe die SOß. „Korrelatentheorie“, die ine gyesteigerte zurückgew1esen werden? der sind der richterlichen Pruü-
Staatsaufsicht über die Kirchen AUS iıhrer Qualität als tfungsbefugnis nıcht tormelle, sondern 11ULr sachliche
KöÖörperschaft des öftentlichen Rechts folgerte. Schranken SCZOHCH, die iıne solche Klage (ın der Regel)

eıner unbegründeten machen würden? Hafttet analog
Der 5o® „Gesetzesvorbehalt“ der Haftung des Staates für seline Beamten Stelle des

Das Selbstbestimmungsrecht der Religionsgemeinschaften kıirchlichen Amtstragers tür den durch se1ne rechtswidrıige
besteht „innerhal der Schranken des für alle geltenden Amtshandlung einem Dritten entstehenden Schaden die
Gesetzes“. Dieser Satz besagte ursprünglıch „die nach der Kırche, un kann dieser Anspruch, wenı1gstens subs1idıiär,
etatistischen Grundauffassung des WeıLımarer Systems VOTLr staatlichen Gerichten geltend gemacht werden? Kann
selbstverständliche Unterordnung die staatliche der Geistliche seine kirchlichen Bezüge VOTLr staatlıchen Ge=
Rechtsordnung, da INn  - sich die Religionsgesellschaften richten einklagen? Diese Fragen sind noch keineswegs
1Ur als innerstaatlıche, dem Staat e1N- un untergeord- eindeutig gelöst. Streıt besteht iınsbesondere darüber, ob
nNnetfe Verbände denken konnte“ In diesem Sınne die Kiırche „OÖffentliche Gewalt  C 1m Sınne VO AÄArt 19
tolgerte der führende Kommentar Z WRV VO An- ausübe, MIt der Folge, dafß dann auch für jeden eın
schütz daraus iıne allgemeıne Unterordnung der Kırche Rechtsweg gyarantıert ist, der durch diese „Offentliche (Ze=

den Staat, während Heckel] dem für alle walt in seinen Rechten verletzt se1in behauptet. Mikat
entscheidet sıch für diese Alternatıive, halt also die An-geltenden (jesetz „jedes für die Gesamtnatıion als polı-

tische Kultur- un Rechtsgemeinschaft unentbehrliche Ge- rufung staatlicher Gerichte hoheitliche kte der
SCELZ, aber 1Ur eın solches Gesetz“ verstanden wıssen Kıirchen 1m eigenen Bereich tür zulässig, weiıl durch Art
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gedeckt. €l der Überprüfung der Beériindet- daraus abgeleiteten staatlichen Aufsic%hiséechten besteht
heit hingegen kommt die Selbständigkeit der Kirchen ZU nıcht mehr, 6es hat sich ZUr staatlıchen Schutzpflicht VeOeLr-

Tragen: Die staatlichen Gerichte sind iıcht befugt, flüchtigt“ Hıerzu gehören die SOg Religionsdelikte
Hoheitsakte der Kirchen innerhalb ihrer eigenen Ange- 1mM Strafrecht, aber auch der strafrechtliche Schutz
Jegenheiten auf iıhre Rechtmäßigkeit hin untersuchen, der veistlichen Amtskleidung ($ 13729a terner der
csofern 1Ur teststeht, daß sich tatsächlich ein kirch- gleiche polizeiliche Schutz, WwI1e allen Personenverbän-
liches rgan handelt“ den gewähren iSt Hıerher gehören POn das Zeugnis-

verweıigerungsrecht der Geıistlıchen, die PrivilegierungDıie gemeinsamen Angelegenheiten iırchlicher Forderungen 1n Zwangsvollstreckung un:
Den eigenen kirchlichen stehen gegenüber die (eiıgenen) Konkurs, VOTr allem 1aber der Schutz des „Eigentums un:

anderer Rechte“, der den „Religionsgesellschaften . undstaatlichen Angelegenheiten, die die Interessen der Kır-
chen berühren, D die Vorschriften über die Gewährung relig1ösen Vereinen iıhren für Kultus-, Unterrichts-
staatlichen Verwaltungszwanges kirchliche Behörden, un Wohltätigkeitszwecke estimmten Anstalten, Stit-
über die Voraussetzungen un den Inhalt des Besteue- tungen un sonstigem Vermögen“ durch Art 138 WRV/
rungsrechts, die Orm und die (bürgerliche) Rechtswir- 140 gyarantıert iISt Geschützt 1St 1er 95  1€ öftfentliche
kung des Kırchenaustritts un über die relig1öse Kinder- Funktion des Religionsgutes“ (221% un: dieser Schutz

geht weıter als die allgemeine Eigentumsgarantie in Arterziehung.
Zwischen eıgenen kirchlichen un eigenen staatlichen An- war 1St auch durch Art 138 1ne Ent-
gelegenheiten steht dann noch eın Bereich von Angelegen- eignung VO  — Kirchengut ıcht schlechthin ausgeschlossen,
heiten, „denen ıne selbständige Zweckbeziehung gleich- ohl aber überall da, 95 S1e ine Zweckentfremdung
zeıtig sowohl ZUur Religionsgemeinschaft WI1e ZU Staat des I irchlichen E1ıgentums bedeutet. Miıthin können da

eignet“ un die als gemeinsame Angelegenheit be- kıirchliche Grundstücke für Bahnanlagen, Siedlungszwecke
U, 1Ur mMIıt Einwilligung der Kırche un außerdemzeichnet werden können, jedoch nıcht mi1it den „gemischten

Angelegenheiten“ (res m1xXtae) des früheren Staatskirchen- NUr vollwertigen Ersatz werden“
rechts verwechseln sind. Hıerzu gehören die Anstalts- Einzelne Landesverfassungen haben die se1it alters-

her vewährten Steuerbefreiungen Carıtatıver, sozıaler unseelsorge, die Militärseelsorge, der Religionsunterricht
den öftentlichen Schulen, die theologischen Fakultäten Unterrichtseinrichtungen der Religionsgemeinschaften
den staatlichen Hochschulen un das Bestattungswesen. Verfassungsbestimmungen erhoben un ıhnen VO  - Ver-

fassungs SCnH Gemeinnützigkeit zuerkannt.Diese Angelegenheiten sınd ihrer Natur nach aut einver-
nehmliches Zusammenwirken VO  — Staat un Kırche —-

gelegt, obwohl keineswegs immer un vollständig VeI- Das Besteuerungsrecht
traglıch geregelt. Hatte die die Ablösung der AAul Gesetz, Vertrag
Eingeschränkt 1St, w 1e schon oben angedeutet, das kirch- oder besonderen Rechtstiteln beruhenden Staatsleistun-
ıche Selbstbestimmungsrecht dadurch, daß die Kırchen SCIl die Religionsgesellschaften“ angekündigt, WOZU
ın Konkordaten und Kirchenverträgen dem Staat, 1NS- ( die auf dem Reichsdeputationshauptschlufß 1803
besondere mi1t Rücksicht auf die VO:  - ıhm zugesicherten eruhenden Dotationen ebenso gehören Ww1e autf (3@e-
finanziellen Leistungen, eine bestimmte Einflufßnahme un: wohnheitsrecht, Ja bloßem „Herkommen“ beruhende Lei-
besondere Mitwirkungsrechte zugestanden haben Hıerzu Stungen, hat sich inzwischen herausgestellt, daß dieses
gehört die Errichtung Bıstümer oder eıner Programm nıcht NUur Aaus wirtschaftlichen Gründen
Landeskirche un die SOgeNANNTE „politische Klausel“, weıtaus schwieriger durchzuführen ware, als ma  3 1919

das Recht der Staatsregierungen, VOL der Ernennung glauben mochte. So War Ablösungen 1Ur 1n kleine-
bzw Wahl eines Amtsträgers (katholischer Bischof, EVall- ren Staaten Mitteldeutschlands (Braunschweig, Anhalt,
gelischer Kirchenpräsident bzw Vorsitzender eiıner Be- Schaumburg-Lippe, Thüringen) gekommen, un daran
hörde der Kirchen oder einer höheren kirchlichen Ver- hat sıch bis heute nıchts Wesentliches geändert. iıcht
waltungsbehörde) politische Bedenken geltend machen. geändert hat sich infolgedessen die überragende Bedeu-
Gegenüber der früher oft cschr weıten Auslegung dieses LuUunNg des öftentlichrechtlichen Religionsgesellschaften VOCI-

Begriffs hat sıch heute ohl allgemein die Lehre durch- liehenen Besteuerungsrechtes, das durch Art 137 VI
SESCTIZT, da darunter 1Ur verstehen sınd „Bedenken WRV/140 verfassungsrechtlich garantıert 1St. Dieses

1ne Einstellung des Kandidaten, die MI der Besteuerungsrecht 1St nach fast einhelliger Auffassung
beschwörenden Pflicht Z TIreue un Loyalıtät gegenüber ıcht ıdentisch mI1It dem innerkirchlichen Besteuerungs-
der verfassungsmäfßigen Regierung un mMIit der Sicher- recht, eLtwa des Can,. 1496 GIE: dem Wr durch die at-
heit des Staates unvereinbar ware, mithin eın STAaAats- iıche Gesetzgebung nıcht derogiert werden, das aber auch
politische Bedenken ıcht aber solche staatskirchlicher DL durch kirchliche, ıcht staatliche Strat- un Zucht-
oder SdI parteipolitischer Ärt, auch nıcht solche, die mittel durchgesetzt werden annn Dessenungeachtet hat
die Eınstellung ZUuUr kirchenpolitischen Gesetzgebung, „der Wandel der Einstellung des Staates zu . Religion un
über die Ehe oder Schule, bestehen“ (20680) Auf die Religionsgemeinschaften nach 1945 weithin gESELZ-
übrigen vertraglich gesicherten Ingerenzrechte des Staates lichen Neuregelungen gveführt. Die Kirchen un: öffent-
einzugehen, erübrigt sıch die se1it 1945 gyeschlossenen lichrechtlichen Religionsgemeinschaften sind nunmehr all-
Kirchenverträge haben sıch 1 allgemeinen das Vorbild gemeın ermächtigt, durch Satzung eigene Steuerordnun-
der der vereinbarten eigen gyemacht. SCH erlassen, für die allerdings der Staat auch heute
Das System der „posıtıyen Trennung“ bedeutet u. A noch das echt der staatlichen Genehmigung in Anspruch
auch, dafß der Staat die Religionsgemeinschaften schützt nımmt“ Der Staat begnügt sıch heute also weithin
un: Öördert. Der Schutz der Religionsgemeinschaften 1St mMi1t dem Erlaß VOoNnNn Rahmenbestimmungen un überliäßt
reilich „keine spezifische Sonderaufgabe des Staates: das alles weıtere der kıirchlichen Satzung
‚1US advocatiae‘, die Schutzhoheit früherer Zeıten, MI1It den Hatte sıch „der Staat bisher die Prüfung un Genehmıi-
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ZSung der einzelnen Steuerbeschlüsse der Kirchengemein- während andere Länder S1Ee ohne verfassungsgesetzliche
den und Gesamtverbände vorbehalten un sich so_ eine Ermächtigung subventionieren, muß inNnan zugeben, daß
weitgehende Kontrolle der Haushaltsführung gesichert, die Rechtslage der Kırchen noch nıe in den etzten Jahr-
da die Genehmigung VO  —} dem Nachweis eines wirk- hunderten ıne solche Harmonie VO kirchlicher Freiheit
lichen Bedürfnisses un der zweckmäßigen Verwendung un: staatlicher Förderung yekannt hat WI1e€e heute in der
abhängıg machen konnte“, bedarf heute 1Ur noch „der Bundesrepublik. Dabei 1St noch iıcht berücksichtigt, Was

rechtskontrollierenden Genehmigung des Steuersatzes, der ZWAar ıcht der Kirche als Institution un Körperschaft,
weıthin gesetzlich festgelegt 1St  « Gegenstand der ohl aber katholischen und evangelischen Vereinigungen,

Dn den Jugend- un den carıtatıven Verbänden, AZUSstaatlichen Prüfung 1st heute Ur mehr „die Frage; ob sıch
die Kirchenbehörden den Rahmen des ıhnen erteilten den verschiedensten Tıteln der Haushalte des Bundes,
Besteuerungsrechts gehalten haben“ (233), die Zweck- der Länder un der Gemeinden bei den beiden etzten
mäßıgkeit der Verwendung der Mittel nachzuprüfen 1STt allerdings 1n Sanz unterschiedlichem Ausmaße zufließt
ıhnen verwehrt. und iıhnen eine Tätigkeit ermöglicht, die s1e 2AUus eigenen
Fügt INa  - schließlich noch hinzu, daß 1mM Schulwesen die Mitteln schwerlich bestreiten könnten. Diese unterschied-
Rechtslage nach der und, VO  3 einzelnen Ländern, iıche Behandlung erklärt sıch au der noch immer VvVer-

Hessen, Nıedersachsen, Schleswig-Holstein, abge- Meınung, der konfessionell neutrale Staat dürte
sehen, auch nach dem Reichskonkordat wiederhergestellt 1Ur ebenso neutrale Organısationen ördern; 1er un:
worden 1St, daß die Verfassung von Nordrhein-West- 1mM Schulwesen verteidigt der restauratıve Geıist des bür-
falen den vielfach VO  »3 kirchlichen Organısationen SC- gerliıchen un proletarischen Liberalismus noch Posıitio-

Privatschulen darüber hinaus einen An- NCNM, die dem „System der posıtıven Trennung“ VO Staat
spruch auf die Gewährung Ööffentlicher Mittel zusichert, un: Kırche nıcht mehr entsprechen.

Das Zweıte Vatikanische Okumenische Konzil
Die Reform der Liturgıie (I)

Erste Hiälfte der Ersten Sitzungsperiode des Konzıils

des Präsidiums in der Reihenfolge ihrer Ernennung ımDie Erste Sıtzungsperiode des Zweıten Vatikanischen
Konzıils, die 11 Oktober 1962 begann, wird Turnus den Vorsıtz. Jede Sıtzung begann mıiıt der Feier

Dezember MIt einer tejerlichen Sess10 Publica der heiligen Messe durch eın Konzilsmitglied. Die Wahl
Vorsitz des Papstes eendet werden. Da Versammlun- der Zelebranten spiegelte die C(Gkumene der Völker un
SCH dieser Art nach Artikel der Konzilsordnung den der Rıten wiıder. Vor Begınn der Debatten wurde jedes-

Zweck haben, Dekrete oder Canones endgültig be- mal das Evangelienbuch tejerlich inthronisiert.
schließen, 1St m  9 daß Ende der Ersten Dıie Zahl der eilnehmer wurde bıs ZU November

VO  $ Sıtzung Sıtzung geringer. Sıe sank VO 2540 Kon-Sıtzungsperiode wen1gstens die Constitut1io de Sacra Li=
turgı1a verabschiedet se1ın wird. zilsvätern Eröffnungstage auf 2196 November,
Unser tolgender Bericht betrifit die Tätigkeit des Konzıils stieg aber wıieder auf 22141 un aut VY1.4
bıs ZU ittwoch, dem November. Bıs dahin hatte das Nachdem inzwischen bekanntgeworden 1St, da{ß der
Konziıl die: Wahlen der Mitglieder 1n den einzelnen Kom- apst 1im anzen 97 Ordensobere ZUr Teilnahme eruten
mi1issiıonen durchgeführt, die Botschaft die Menschheit hat, nämlich alle Generaloberen VO  - priesterlichen Or-
verabschiedet un die Beratungen über die drei ersten densgenossenschaften MIt mehr als 1000 Mitgliedern, äßt

siıch auch die Zahl der insgesamt ZUur eilnahme berech-Kapıtel des Schemas über die Liturgie vorläufig abge-
schlossen. Die Änderungsvorschläge yingen in die Hun- tıgten Hierarchen angeben. Sıe betrug 1M Zeitpunkt der
derte. Sıe wurden aber nıcht ZUr Abstimmung gestellt, Eröffnung 2908 Prälaten un Ordensobere. Doch auch
sondern der zuständigen Kommıissıon überwiesen, die jetzt diese Zahl äandert sich fast VO Tag Tag, weıl eu«eC

VOT der schwierigen Aufgabe steht, 1in kürzester eıt eıne Bischöfe ernannt werden, aber auch der Tod weiterhin
Revısıon des Schemas vorzunehmen, un ZW ar dergestalt, seine Ernte hält.
daß die Vorlage dann Aussicht hat, die notwendige WEe1- Das liturgische Schema Vorwort und Erstes Kabpıiteldrittelmehrheit 1m Plenum zu finden

Die ersten dreiı Generalkongregationen P un
Der außere Verlaut der Konzilsarbeiten Oktober ausgefüllt mıt den Wahlen un mMIit

der Verabschiedung der Konzilsbotschaft (vgl Herder-
Zunächst soll aber 1n der Oorm einer kurzen Chronik über Korrespondenz ds Jhg., 0 7/f Auf der Vıerten Gene-
den außeren Ablauf der Konzilsarbeiten berichtet werden. ralkongregation ontag, dem DD Oktober, wurde die
Wenn auch die Tagespresse regelmäßıg Intormationen Debatte über das Schema einer Konstitution ftür die T
darüber veröffentlicht hat, erscheint 1mM Diıenst einer turgıie eröfftnet.
spateren Anamnese zweckmäßig, die Geschehnisse hier Das Schema hat eın Vorwort un acht Kapitel. Das
registriıeren, W1e das sehr 1e] ausführlicher Tag für Tag Kapitel behandelt die Prinzıpıen für die Gestaltung un:
der „ÖOsservatore Romano“ hat Förderung der Liturgie. Es hat tünt Abschnitte Das
Das Konzıil hat bis ZUu November Generalkongre- Wesen der Lıturgıie un ihre Bedeutung 1mM Leben der
gatıonen abgehalten. Dabei ührten die zehn Mitglieder Kırche für ıhre Sendung un: ür das geistlıche Leben der
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